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2. Hauptstück 

Leistung der Sozialhilfe 

§ 5 

Persönliche Voraussetzungen für die Leistung der Sozialhilfe 

(1) Leistungen der Sozialhilfe sind unbeschadet zwingender völkerrechtlicher oder 

unionsrechtlicher Verpflichtungen ausschließlich österreichischen Staatsbürgerinnen bzw. 

Staatsbürgern und Asylberechtigten, im Übrigen nur dauerhaft niedergelassenen Fremden zu 

gewähren, die sich seit mindestens fünf Jahren dauerhaft, tatsächlich und rechtmäßig im 

Bundesgebiet aufhalten. 

(2) Sozialhilfe kann, sofern dieses Landesgesetz nicht anderes bestimmt, nur Personen 

geleistet werden, die ihren Hauptwohnsitz und ihren tatsächlichen Aufenthalt im Land 

Oberösterreich haben. 

(3) Wohnungslose Personen, die ihren tatsächlichen dauernden Aufenthalt in 

Oberösterreich durch Vorlage einer Hauptwohnsitzbestätigung gemäß § 19a Meldegesetz, 

BGBl. Nr. 9/1992, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2018, bei der Behörde 

nachweisen können, sind Personen im Sinn des Abs. 2 gleichgestellt. 

(4) Vor Ablauf der im Abs. 1 genannten Frist sind aufenthaltsberechtigte EU-/EWR-

Bürgerinnen bzw. -Bürger, Schweizer Bürgerinnen bzw. Bürger und Drittstaatsangehörige 

österreichischen Staatsbürgerinnen bzw. Staatsbürgern nur insoweit gleichgestellt, als eine 

Gewährung von Leistungen der Sozialhilfe auf Grund völkerrechtlicher oder unionsrechtlicher 

Vorschriften zwingend geboten ist und dies im Einzelfall nach Anhörung der zuständigen 

Fremdenbehörde festgestellt wurde. 

(5) Von Leistungen der Sozialhilfe ausgeschlossen sind 

 1. Personen ohne tatsächlichen Aufenthalt in Oberösterreich, 

 2. Asylwerberinnen bzw. Asylwerber, 

 3. ausreisepflichtige Fremde, 
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 4. Personen, die wegen einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener gerichtlich strafbarer 

Handlungen zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von zumindest sechs Monaten 

verurteilt wurden, für den Zeitraum der Verbüßung ihrer Strafhaft in einer Anstalt und 

 5. subsidiär Schutzberechtigte. 

(6) Leistungen der Sozialhilfe können im Einzelfall - abweichend von Abs. 1 - auf der 

Grundlage des Privatrechts gewährt werden, soweit 

 1. der Lebensunterhalt und der Wohnbedarf nicht anderweitig gesichert sind oder 

gesichert werden können und dies zur Vermeidung besonderer Härten unerlässlich ist 

und 

 2. sich die betreffende Person rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält. 

§ 7 

Monatliche Leistungen der Sozialhilfe mit Rechtsanspruch 

(1) Die Leistung der Sozialhilfe erfolgt in Form von monatlichen, zwölfmal im Jahr 

gebührenden pauschalen Geldleistungen oder Sachleistungen zur Unterstützung des 

Lebensunterhalts sowie zur Befriedigung eines ausreichenden und zweckmäßigen, das Maß 

des Notwendigen aber nicht überschreitenden Wohnbedarfs. 

(2) Die Summe der Geld- und Sachleistungen (Richtsätze) nach Abs. 1 beträgt pro Person 

und Monat bezogen auf den Netto-Ausgleichszulagen-Richtsatz für Alleinstehende 

1. für eine alleinstehende oder alleinerziehende Person  100 % 

2. für in Haushaltsgemeinschaft lebende volljährige Personen  

 a) pro Person  70 % 

 b) ab der dritten leistungsberechtigten Person 45 % 

3. für in Haushaltsgemeinschaft lebende unterhaltsberechtigte 

minderjährige Personen, für die ein Anspruch auf Familienbeihilfe 

besteht: 

 

 a) bei einer leistungsberechtigten, minderjährigen Person 25 % 

 b) bei zwei leistungsberechtigten, minderjährigen Personen pro 

Person 

20 % 

 c) bei drei leistungsberechtigten, minderjährigen Personen pro 

Person 

15 % 

 d) bei vier leistungsberechtigten, minderjährigen Personen pro 

Person 

12,5 % 

 e) bei fünf oder mehr leistungsberechtigten, minderjährigen 

Personen pro Person 

12% 

(3) Für alleinerziehende Personen sind zur weiteren Unterstützung des Lebensunterhalts 

bezogen auf den Netto-Ausgleichszulagen-Richtsatz für Alleinstehende folgende Zuschläge 

zu gewähren (Alleinerzieherbonus): 

a) für die erste minderjährige Person  12 % 

b) für die zweite minderjährige Person  9 % 

c) für die dritte minderjährige Person  6 % 

d) für jede weitere minderjährige Person  3 % 

(4) Für volljährige und minderjährige Personen mit Behinderung (§ 40 Abs. 1 und 2 BBG, 

BGBl. Nr. 283/1990, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 150/2002) ist zur 
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weiteren Unterstützung des Lebensunterhalts, sofern nicht höhere Leistungen auf Grund 

besonderer landesgesetzlicher Bestimmungen, die an eine Behinderung anknüpfen, gewährt 

werden, ein Zuschlag in Höhe von 18 % pro Person bezogen auf den Netto-

Ausgleichszulagen-Richtsatz für Alleinstehende zu gewähren. 

(5) Eine Haushaltsgemeinschaft bilden mehrere in einer Wohneinheit oder 

Wohngemeinschaft lebende Personen, soweit eine gänzliche oder teilweise gemeinsame 

Wirtschaftsführung nicht auf Grund besonderer Umstände ausgeschlossen werden kann. 

Leben mehr als zwei bezugsberechtigte, volljährige Personen in Haushaltsgemeinschaft, ist 

für die beiden ältesten Personen der Richtsatz gemäß Abs. 2 Z 2 lit. a heranzuziehen. Die 

Leistungen gemäß Abs. 2 Z 3 sind nach dem Alter in absteigender Reihenfolge zu gewähren, 

wobei für die älteste minderjährige Person der Richtsatz gemäß Abs. 2 Z 3 lit. a heranzuziehen 

ist. 

(6) Für volljährige Personen, die in zielgruppenspezifischen betreuten Wohnformen leben, 

die wesentlich aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, ist der Richtsatz gemäß Abs. 2 Z 1 

heranzuziehen. Dies gilt insbesondere für Einrichtungen gemäß §§ 20 und 21 Oö. SHG 1998, 

§ 12 Abs. 2 Z 1 und § 17 Abs. 3 Z 5 Oö. ChG. 

(6) Für volljährige Personen, die in Einrichtungen gemäß § 12 Abs. 2 Z 1 Oö. ChG 

untergebracht sind, ist grundsätzlich der Richtsatz gemäß Abs. 2 Z 2 lit. a heranzuziehen. 

(7) Für volljährige Personen, die in stationären Einrichtungen gemäß § 63 Oö. SHG 1998 

oder § 12 Abs. 2 Z 2 Oö. ChG untergebracht sind, erfolgt die Leistung der Sozialhilfe in Form 

einer pauschalen monatlichen Geld- oder Sachleistung zur Deckung der persönlichen 

Bedürfnisse in Höhe von 16 % des Netto-Ausgleichszulagenrichtsatzes für Alleinstehende pro 

Person. 

(8) Als alleinerziehende Personen im Sinn des Abs. 2 Z 1 und Abs. 3 gelten Personen, die 

ausschließlich mit anderen Personen in Haushaltsgemeinschaft leben, gegenüber denen sie 

mit der Obsorge bzw. der Pflege und Erziehung betraut sind. 

(9) Hat eine bezugsberechtigte volljährige Person keine Aufwendungen zur Deckung des 

Wohnbedarfs für Miete, Betriebs- und Energiekosten, ist der für sie anzuwendende Richtsatz 

nach Abs. 2 Z 1 oder Z 2 lit. a oder b im Ausmaß von 25 % zu verringern. Hat die 

bezugsberechtigte volljährige Person zwar Aufwendungen zur Deckung des Wohnbedarfs für 

Miete, Betriebs- und Energiekosten, erreichen diese aber nicht ein Ausmaß von 25 %, ist der 

Richtsatz nach Abs. 2 Z 1 oder Z 2 lit. a oder b im entsprechenden Ausmaß zu reduzieren. 

(10) Die Summe aller Geldleistungen der Sozialhilfe, die unterhaltsberechtigten 

minderjährigen Personen einer bestimmten Haushaltsgemeinschaft auf Grund einer 

Berechnung gemäß § 7 zur Verfügung stehen soll, ist rechnerisch gleichmäßig - mit Ausnahme 

von Leistungen gemäß Abs. 4 - auf alle unterhaltsberechtigten minderjährigen Personen 

aufzuteilen. 

§ 9 

Zusatzleistungen zur Vermeidung besonderer Härtefälle 

(1) Sofern es im Einzelfall zur Vermeidung besonderer Härtefälle notwendig ist, können 

zusätzliche Leistungen zur Unterstützung des allgemeinen Lebensunterhalts oder zur 

Abdeckung außerordentlicher Kosten des Wohnbedarfs in Form zusätzlicher Sachleistungen 
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gewährt werden, soweit der tatsächliche Bedarf durch pauschalierte Leistungen nach § 7 

Abs. 2 nicht abgedeckt ist und dies im Einzelnen nachgewiesen wird. 

(2) Leistungen nach Abs. 1 können nicht gewährt werden, wenn dadurch das 

Leistungsniveau der Netto-Ausgleichszulage nach den pensionsversicherungsrechtlichen 

Bestimmungen innerhalb eines Jahres überschritten würde. 

(3) Auf Leistungen nach Abs. 1 besteht kein Rechtsanspruch. 

§ 12 

Einsatz der eigenen Arbeitskraft 

(1) Voraussetzung für die Leistung der Sozialhilfe sind die dauernde Bereitschaft der 

hilfesuchenden Person zu Einsatz der Arbeitskraft sowie die Bereitschaft, sich für die 

Vermittelbarkeit am österreichischen Arbeitsmarkt zu qualifizieren. Darunter fällt insbesondere 

auch die Bereitschaft, die für die Vermittelbarkeit am österreichischen Arbeitsmarkt 

erforderlichen Sprachkenntnisse zu erwerben. 

(2) Bei der Beurteilung der Zumutbarkeit ist auf die persönliche und familiäre Situation der 

hilfesuchenden Person sowie auf die Eigenart und Ursache der sozialen Notlage Bedacht zu 

nehmen. 

(3) Der Einsatz der eigenen Arbeitskraft darf insbesondere nicht verlangt werden von 

 1. arbeitsunfähigen Personen, 

 2. Personen, die das Regelpensionsalter nach dem ASVG erreicht haben, 

 3. jenem Elternteil, der das im gemeinsamen Haushalt lebende, unterhaltsberechtigte 

Kind bis zur Vollendung des 3. Lebensjahrs überwiegend selbst pflegt oder erzieht, 

sofern auf Grund mangelnder Betreuungsmöglichkeit keine Beschäftigung 

aufgenommen werden kann, 

 4. Personen, die 

 a) nahe Angehörige, eine Lebensgefährtin bzw. einen Lebensgefährten oder eine 

Lebenspartnerin bzw. einen Lebenspartner, die bzw. der ein Pflegegeld mindestens 

der Stufe 3 beziehen bzw. bezieht, überwiegend betreuen, sofern mangels 

zumutbarer alternativer Betreuungsmöglichkeiten keine Beschäftigung 

aufgenommen werden kann, 

 b) Sterbebegleitung oder Begleitung von schwersterkrankten Kindern leisten, 

 5. Schülerinnen und Schüler, die in einer bereits vor Vollendung des 18. Lebensjahrs 

begonnenen und zielstrebig verfolgten Erwerbs- oder Schulausbildung stehen, 

 6. Personen, die im Einvernehmen mit dem regionalen Träger der Sozialhilfe an einem 

freiwilligen Integrationsjahr teilnehmen, 

 7. Personen, die nicht unter Z 5 fallen und die im Einvernehmen mit dem regionalen 

Träger der Sozialhilfe 

 a) in einer zielstrebig verfolgten Ausbildung zu Erlangung eines Pflichtschulabschlusses 

oder einer Erwerbsausbildung, die den erstmaligen Abschluss einer Lehre zum Ziel 

hat. stehen oder 

 b) an einer mindestens dreimonatigen berufsbegleitenden Qualifizierungsmaßnahme 

oder sonstigen beschäftigungsfördernden Maßnahme teilnehmen, die eine 

langfristige (Wieder-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt maßgeblich erleichtert, 
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 und eine im Zusammenhang mit dieser Maßnahme zuerkannten regelmäßige Geldleistung 

des Bundes beziehen. 

(4) Nicht von Abs. 3 Z 7 lit. a erfasst sind Personen, die bereits nach Abschluss der 

Pflichtschule eine weiterführende allgemeinbildende oder berufsbildende Ausbildung 

absolviert haben, sofern deren vorhandene Ausbildung am Arbeitsmarkt verwertbar ist. 

(5) Hilfebedürftige fallen nicht unter Abs. 3 Z 7, wenn ihr letztes Arbeitsverhältnis in den 

letzten sechs Monaten von ihnen oder im Einvernehmen gelöst wurde. 

§ 15 

Ausnahmen vom Einsatz des eigenen Einkommens und von Leistungen Dritter 

(1) Die Familienbeihilfe (§ 8 Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr 376/1967, in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2019), der Kinderabsetzbetrag (§ 33 Abs. 3 

Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2018), die Absetzbeträge gemäß § 33 Abs. 4 

Einkommensteuergesetz 1988 - EStG 1988, BGBl. Nr. 400/1988, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2018, das Pflegegeld nach bundesrechtlichen Vorschriften 

oder andere pflegebezogene Geldleistungen und Leistungen nach § 11 sind nicht 

anzurechnen. Keiner Anrechnung unterliegen auch freiwillige Geldleistungen der freien 

Wohlfahrtspflege oder Leistungen von Dritten, die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht 

werden, es sei denn, diese Leistungen werden bereits für einen ununterbrochenen Zeitraum 

von vier Monaten gewährt oder erreichen ein Ausmaß, sodass keine Leistungen der Sozialhilfe 

mehr erforderlich wären. 

(2) Abgesehen von Abs. 1 hat eine Anrechnung von öffentlichen Mitteln insoweit zu 

unterbleiben, als diese der Deckung eines Sonderbedarfs dienen, der nicht durch Leistungen 

der Sozialhilfe im Sinn dieses Landesgesetzes berücksichtigt wird. Diese Leistungen sind 

durch Verordnung der Landesregierung im Einzelnen zu bezeichnen. Darüber hinaus kann 

durch Verordnung der Landesregierung festgelegt werden, dass Einkünfte oder Teile von 

Einkünften aus einer Tätigkeit durch eine Maßnahme der Arbeit und fähigkeitsorientierten 

Aktivität gemäß § 11 Abs. 2 Oö. ChG bei der Bemessung von Leistungen der Sozialhilfe 

anrechnungsfrei bleiben. 

(3) Leistungen, die der Bund zur Deckung krisenbedingter Sonder- und Mehrbedarfe 

gewährt, sind abweichend von Abs. 2 nicht auf Leistungen der Sozialhilfe anzurechnen, soweit 

an ihrem gänzlichen Verbleib bei den Zuwendungsempfängerinnen und 

Zuwendungsempfängern ein übergeordnetes gesamtstaatliches Interesse besteht und die 

Leistung bundesgesetzlich ausdrücklich als nicht anrechenbar bezeichnet wird. 

(3) Beim Einsatz der eigenen Mittel dürfen das Pflegegeld nach bundesrechtlichen 

Vorschriften oder andere pflegebezogene Geldleistungen, die zur Deckung von 

Aufwendungen für den eigenen Pflegebedarf anerkannt werden, nicht berücksichtigt werden. 

(4) Personen, die während des Bezugs von Leistungen der Sozialhilfe eine 

Erwerbstätigkeit aufnehmen, ist ein anrechnungsfreier Freibetrag von 35 % des hieraus 

erzielten monatlichen Nettoeinkommens für eine Dauer von zwölf Monaten einzuräumen, 

höchstens jedoch im Ausmaß von 20 % des Netto-Ausgleichszulagen-Richtsatzes für 

Alleinstehende. 
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(5) Der Freibetrag nach Abs. 4 kann erst nach Ablauf von 36 Monaten ab dem Ende der 

Bezugsdauer erneut gewährt werden, auch wenn dieser nicht für zwölf Monate in Anspruch 

genommen wurde. Der Freibetrag kann vor Ablauf von 36 Monaten dennoch gewährt werden, 

wenn die Beendigung der Erwerbstätigkeit aus besonders berücksichtigungswürdigen 

Gründen, insbesondere aus familiären Zwängen oder wegen Gefahren für die Gesundheit 

oder die Beendigung eines befristeten Dienstverhältnisses von weniger als zwölf Monaten 

erfolgte. Ist bei der vorangegangenen Gewährung auf Grund eines befristeten 

Dienstverhältnisses der Freibetrag nicht für zwölf Monate gewährt worden, kann der Freibetrag 

auch vor Ablauf von 36 Monaten für die nicht ausgeschöpfte Höchstbezugsdauer gemäß 

Abs. 4 gewährt werden. 

3. Hauptstück 

Sanktions- und Kontrollsystem 

§ 19 

Sanktionssystem 

(1) Leistungen der Sozialhilfe sind, 

 1. sofern keine Bereitschaft zum Einsatz der Arbeitskraft oder der Überwindung einer 

eingeschränkten Vermittelbarkeit am österreichischen Arbeitsmarkt, insbesondere zum 

Erwerb der dafür erforderlichen Sprachkenntnisse, besteht oder 

 2. wenn sie unrechtmäßig bezogen werden, insbesondere auf Grund des Verschweigens 

von Einkünften bzw. sonstiger anrechnungspflichtiger Leistungen oder auf Grund einer 

fehlerhaften oder unvollständigen Angabe der eigenen Einkommens-, Vermögens- und 

Wohnverhältnisse oder 

 3. wenn sie zweckwidrig verwendet werden 

stufenweise wie folgt zu kürzen: 

 Ausmaß der Kürzung von der 

Berechnungsgrundlage nach 

Abs. 6 

Dauer 

1. Stufe 10 % 1 Monat 

2. Stufe 20 % 3 Monate 

3. Stufe 50 % 3 Monate 

(2) Bei Pflichtverletzungen gemäß Abs. 1 Z 1 hat zunächst eine einmalige, nachweisliche 

Ermahnung sowie eine Belehrung über die Rechtsfolgen durch die zuständige Behörde zu 

erfolgen. Sofern bei der bezugsberechtigten Person weiterhin keine Bereitschaft zum Einsatz 

der Arbeitskraft oder der Überwindung einer eingeschränkten Vermittelbarkeit am 

österreichischen Arbeitsmarkt besteht, sind die Leistungen der Sozialhilfe stufenweise in dem 

im Abs. 1 festgelegten Ausmaß zu kürzen. 

(3) Sofern bei einer bezugsberechtigten Person, deren Leistungen der Sozialhilfe nach 

Abs. 1 bereits für die Dauer von drei Monaten um 50 % des jeweils anzuwendenden 

Richtsatzes gemäß Abs. 6 gekürzt wurden, weiterhin keine Bereitschaft zu einem zumutbaren 

Einsatz der Arbeitskraft oder der Überwindung einer eingeschränkten Vermittelbarkeit am 

österreichischen Arbeitsmarkt besteht, sind die Leistungen der Sozialhilfe gänzlich 

einzustellen. 
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(4) Leistungen der Sozialhilfe, auf die ein Rechtsanspruch besteht, können im Einzelfall 

über Abs. 1 hinaus gekürzt oder von vornherein nicht gewährt werden. Dies gilt insbesondere 

dann, wenn die betreffende Person beharrlich die Aufnahme einer zumutbaren Beschäftigung 

oder die Teilnahme an Qualifizierungsmaßnahmen zur Überwindung einer eingeschränkten 

Vermittelbarkeit am österreichischen Arbeitsmarkt verweigert. (Anm: LGBl. Nr, 6/2020) 

(5) Unabhängig von einer Kürzung nach Abs. 1 sind die Leistungen der Sozialhilfe bei 

einer schuldhaften Verletzung der Pflichten nach § 16c Abs. 1 Integrationsgesetz, BGBl. I 

Nr. 68/2017, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 25/2019, um 25 % von der 

Berechnungsgrundlage nach Abs. 6 zu kürzen. Die Kürzung erfolgt für die Dauer der 

Pflichtverletzung, mindestens jedoch für drei Monate. 

(6) Berechnungsgrundlage für die Kürzung nach Abs. 1 bis 5 sind die der 

bezugsberechtigten Person grundsätzlich zustehenden Richtsätze und Zuschläge nach § 7 

Abs. 2 bis 4. Die jeweilige Kürzung ist vorrangig als anspruchsmindernd auf die Geldleistung 

anzurechnen. Bei Vorliegen von mehreren der im Abs. 1 und 5 angeführten 

Pflichtverletzungen sind die Kürzungsanteile zusammenzuzählen. 

(7) Die Deckung des Wohnbedarfs von unterhaltsberechtigten Angehörigen, die mit der 

Person, bei der eine Pflichtverletzung im Sinn des Abs. 1 oder 5 vorliegt, in 

Haushaltsgemeinschaft leben, darf durch Sanktionen nach Abs. 1 und Abs. 3 bis 6 nicht 

gefährdet werden. Die Bedarfsdeckung im unerlässlichen Ausmaß soll vorzugsweise in Form 

von Sachleistungen erfolgen. 

4. Hauptstück 

Zugang zur Sozialhilfe, Verfahren und Rückerstattung 

§ 28 

Anzeige- und Rückerstattungspflicht 

(1) Die hilfesuchende oder bezugsberechtigte Person (bzw. deren gesetzliche Vertretung) 

hat jede ihr bekannte Änderung der für die Hilfeleistung maßgeblichen Umstände, sowie 

maßgebliche Umstände im Sinn des § 17, unverzüglich nach deren Eintritt oder 

Bekanntwerden, längstens aber binnen zwei Wochen, bei jener Bezirksverwaltungsbehörde 

anzuzeigen, die über die Leistung der Sozialhilfe abgesprochen hatin deren 

Zuständigkeitsbereich sie ihren Hauptwohnsitz, in Ermangelung eines solchen ihren 

Aufenthalt, hat. 

(2) Hilfesuchende oder bezugsberechtigte Personen, denen Sozialhilfe 

 1. wegen Verletzung der Anzeigepflicht nach Abs. 1 oder 

 2. auf Grund des bewussten Verschweigens von Einkünften bzw. sonstiger 

anrechnungspflichtiger Leistungen oder auf Grund einer bewusst fehlerhaften oder 

unvollständigen Angabe der eigenen Einkommens-, Vermögens- und 

Wohnverhältnisse 

zu Unrecht zugekommen ist, haben diese rückzuerstatten oder dafür angemessenen Ersatz 

zu leisten. Rückerstattungspflichten nach Z 2 unterliegen nicht der Verjährung. 

(3) Der Träger der Sozialhilfe, der Hilfe geleistet hat, kann - sofern sein Anspruch nicht 

ohnehin anerkannt wird - über die Rückerstattung einen Vergleichsversuch mit der 

ersatzpflichtigen Person vornehmen. Einem Vergleich über die Rückerstattung kommt, wenn 

er von der Behörde beurkundet wird, die Wirkung eines gerichtlichen Vergleichs zu. 
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(4) Wird ein Vergleichsversuch nicht unternommen oder kommt ein Vergleich im Sinn des 

Abs. 3 nicht zustande, ist auf Antrag des Trägers der Sozialhilfe über die Rückerstattung von 

der Behörde mit schriftlichem Bescheid abzusprechen. Dabei kann auch ausgesprochen 

werden, dass die Rückerstattung in Form einer Kürzung der laufenden Leistungen der 

Sozialhilfe im Ausmaß von bis zu 50 % erfolgt. 

(5) Die Rückerstattung kann in angemessenen Teilbeträgen bewilligt werden, wenn sie 

auf andere Weise nicht möglich oder der rückerstattungspflichtigen Person nicht zumutbar ist. 

(6) Die hilfesuchende bzw. bezugsberechtigte Person (bzw. deren gesetzliche Vertretung) 

ist anlässlich der Hilfeleistung nachweislich auf die Pflichten nach Abs. 1 und 2 hinzuweisen. 

(7) Eine Rückerstattungspflicht besteht auch für Überbezüge im Sinn des § 13 Abs. 4, 

deren Abrechnung auf Grund der Einstellung der Leistung oder auf Grund der Wertgrenze 

nicht durch Einbehaltung von Leistungsbestandteilen durchgeführt werden kann, sowie für 

eine zu Unrecht bezogene Soforthilfe im Sinn des § 25 Abs. 4. 

(8) Die Geltendmachung von Rückerstattungsansprüchen für Leistungen der Sozialhilfe, 

bei denen das Land Träger der Sozialhilfe ist, obliegt den Bezirksverwaltungsbehörden. 

7. Hauptstück 

Sonstige Bestimmungen 

§ 40 

ZuständigkeitBehörden 

(1) Zuständig für die Erlassung von Bescheiden ist die Bezirksverwaltungsbehörde. 

(2) Die Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde richtet sich bei Bescheiden über die 

Leistung der Sozialhilfe nach dem Hauptwohnsitz, in Ermangelung eines solchen nach dem 

gewöhnlichen Aufenthalt der hilfesuchenden Person. Hält sich die hilfesuchende Person zwar 

im Land Oberösterreich auf, ist jedoch ein gewöhnlicher Aufenthalt in mehr als einem Bezirk 

gegeben, so ist jene Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, für deren Sprengel eine 

Hauptwohnsitzbestätigung im Sinn des § 19a Meldegesetz 1991, BGBl. Nr. 9/1992, in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2018, vorliegt. Ansonsten ist jene 

Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, bei der die zumindest teilweise in deren Sprengel 

aufhältige hilfesuchende Person den Antrag auf Sozialhilfe einbringt. 

(3) Für die Erlassung von Bescheiden über die Einstellung und Neubemessung gemäß 

§ 27, die Rückerstattung gemäß § 28 und den Kostenersatz gemäß § 34 ist jene 

Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, die über die Leistung der Sozialhilfe abgesprochen hat. 

(4) Für die Erlassung von Bescheiden über den Kostenersatz gemäß § 35 ist jene 

Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, in deren örtlichen Wirkungsbereich die 

leistungsbeziehende Person den Hauptwohnsitz, in Ermangelung eines solchen den 

gewöhnlichen Aufenthalt, hat. Kann danach die Zuständigkeit nicht ermittelt werden, so ist jene 

Bezirksverwaltungsbehörde zuständig, in deren örtlichen Wirkungsbereich die Hilfe geleistet 

wurde. 

(5) Für die Entscheidung über die Gewährung von Leistungen gemäß § 5 Abs. 6, § 9 

Abs. 1 und § 10 Abs. 1 ist die Bezirksverwaltungsbehörde zuständig. Abs. 2 gilt sinngemäß. 
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§ 2 

Hilfs- und Schutzbedürftigkeit 

(1) Hilfsbedürftig sind Fremde, die - unter Berücksichtigung der Umstände der 

Lebensführung - der Grundversorgung vergleichbare Leistungen für sich und die mit ihnen in 

Familiengemeinschaft lebenden unterhaltsberechtigten Angehörigen nicht oder nicht 

ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln beschaffen können, wobei eine 

Lebensgemeinschaft einer Ehe oder eingetragenen Partnerschaft gleichgestellt wird. Als 

eigene Mittel gelten alle zur Verfügung stehenden oder zufließenden Geldbeträge, Einkünfte 

in Geld oder Geldeswert sowie sonstige Vermögenswerte, die nicht zur unmittelbaren Deckung 

des notwendigen Lebensbedarfs erforderlich sind. 

(2) Hilfesuchende und Hilfeempfänger haben an der Feststellung der Hilfsbedürftigkeit 

mitzuwirken und Veränderungen sofort bekannt zu geben. 

(3) Die Landesregierung hat bei Bedarf durch Verordnung nähere Bestimmungen über die 

Beurteilung der Hilfsbedürftigkeit (Abs. 1) zu erlassen. 

(4) Schutzbedürftig sind die im Art. 2 Abs. 1 der Grundversorgungsvereinbarung 

genannten Fremden. 

(5) Soweit die Hilfsbedürftigkeit im Sinn des Abs. 1 gegeben und dies zur Vermeidung 

besonderer Härten unerlässlich ist, kann Fremden, die über einen gültigen Aufenthaltstitel 

verfügen und deren Lebensunterhalt nicht anderweitig gesichert ist oder gesichert werden 

kann, im Einzelfall Grundversorgung auf der Grundlage des Privatrechts geleistet werden.  


